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(2) Zur Sicherung der gründlichen Beratung der Sache haben die Übergabeentschei­
dungen vor allem zu enthalten
— eine umfassende Darstellung des Sachverhalts und der vorliegenden Beweismittel
— eine Einschätzung der Handlung unter Angabe des verletzten Strafgesetzes
— eine tatbezogene Einschätzung der Persönlichkeit des Bürgers
— die Gründe für die Übergabe an die Konfliktkommission
— Hinweise auf die Ursachen und Bedingungen der Handlung.
Ist ein Schaden entstanden, sind der Schadenersatzantrag und die Anschrift des Geschä­
digten beizufügen.

(3) Jedes Organ, das eine Sache übergibt, ist dafür verantwortlich, daß die Konflikt­
kommission bei der Behandlung derselben unterstützt wird.

§33
(1) Die Konfliktkommission kann gegen die Übergabe bis zum Abschluß ihrer Beratung 

beim übergebenden Organ Einspruch30 einlegen, wenn nach ihrer Meinung die Übergabe­
voraussetzungen (§ 31 Abs. 2) nicht vorliegen oder die Sache aus anderen Gründen nicht zur 
Beratung vor der Konfliktkommission geeignet ist.

(2) In diesen Fällen hat das übergebende Organ seine Entscheidung zu überprüfen. Die 
durch erneute Entscheidung bestätigte Übergabe ist für die Konfliktkommission verbind­
lich.

§34
(1) Die Konfliktkommission kann nach Durchführung der Beratung von Erziehungs­

maßnahmen absehen, wenn das Verhalten des beschuldigten Bürgers gezeigt hat, daß er 
seinen Fehler eingesehen und begonnen hat, ihn zu überwinden. Dies ist im Beschluß fest­
zuhalten.

(2) Die Konfliktkommission kann im Ergebnis der Beratung folgende Erziehungsmaß­
nahmen31 festlegen:
— Die Verpflichtung des Bürgers, sich beim Geschädigten oder vor dem Kollektiv zu 

entschuldigen, wird bestätigt, oder ihm wird eine solche Pflicht auferlegt.
— Die Verpflichtung des Bürgers zur Wiedergutmachung des angerichteten Schadens oder 

andere sachbezogene Verpflichtungen werden bestätigt.
— Der Bürger wird verpflichtet, den angerichteten Schaden durch eigene Arbeit wieder­

gutzumachen oder, falls dies nicht möglich ist, Schadenersatz in Geld nach den gesetz­
lichen Bestimmungen zu leisten.

— Dem Bürger wird eine Rüge ausgesprochen.
— Die Verpflichtung des Bürgers, eine Geldbuße von 5 M bis zu 50 M oder bei Eigentums­

vergehen bis zum dreifachen Wert des verursachten Schadens, höchstens jedoch 150 M 
zu zahlen, wird bestätigt, oder ihm wird eine solche Pflicht auferlegt.

(3) Die Konfliktkommission kann Verpflichtungen eines Arbeitskollektivs, einer Haus­
gemeinschaft, eines anderen Kollektivs oder einzelner Personen zur Erziehung des Bürgers 
bestätigen. Diese Verpflichtungen sollen kontrollierbare Festlegungen enthalten, die den 
Erziehungsprozeß und die sozialistische Bewußtseinsbildung fördern und zur Überwindung 
von Ursachen und Bedingungen der Rechtsverletzung beitragen.

(4) Die Verpflichtung des Bürgers zur Wiedergutmachung des Schadens erfolgt im 
Einvernehmen mit dem Geschädigten.

»
30. Vgl. Strafprozeßordnung der DDR — StPO — vom 12. 1. 1968 (GBl. I S. 49), § 60.
31. Vgl. Strafgesetzbuch der DDR — StGB — vom 12. 1. 1968 (GBl. I S. 1), § 29.


